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Ingress

Es gehört zu den Aufgaben jedes Bankinstitutes, welches grenzüber-
schreitend tätig ist, die Risiken seiner Auslandengagements selbst zu
identifizieren, zu messen, zu beurteilen, zu begrenzen und nötigenfalls
wertzuberichtigen.

Die vorliegenden Richtlinien haben zum Ziel, die Banken bei der Fest-
legung interner Strukturen und Prozesse für das Management des
Länderrisikos zu unterstützen. Sie bezwecken keine Vereinheitlichung des
Risikomanagements der Banken. Diese sind in der Form der Umsetzung
frei, sofern sie die in den Richtlinien festgelegten Mindestanforderungen
erfüllen. Die verwendeten Methoden und Systeme müssen sich dabei,
der Grösse und Bedeutung der Auslandengagements entsprechend, an
der «Best Practice» orientieren. Die Wahl der Methoden und der Detaillie-
rungsgrad der internen Weisungen sind somit situationsgerecht und
dem Umfang und der Art der Auslandengagements angepasst, d.h.
risikoadäquat, vorzunehmen. 

Die Richtlinien gelten für alle der Eidgenössischen Bankenkommission
als Aufsichtsbehörde unterstehenden Banken. Für Schweizer Bankkon-
zerne mit in- und ausländischen Niederlassungen und Tochtergesell-
schaften sind diese Richtlinien sowohl einzeln als auch konsolidiert zu
implementieren.

Falls Risikomanagement und Kontrolle des Auslandengagements den
Richtlinien nicht genügen, sind entweder die internen Prozesse und
Strukturen anzupassen, oder die grenzüberschreitende Geschäftstätig-
keit ist einzuschränken oder aufzugeben.
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I Länderrisiko

Ein Länderrisiko entsteht, wenn länderspezifische politische oder wirt-
schaftliche Bedingungen den Wert eines Auslandengagements beein-
flussen. Es setzt sich zusammen aus dem Transferrisiko und den übrigen
Länderrisiken.

• Unter Transferrisiko wird die Gefährdung der Rückführung von Aus-
landengagements ins Inland als Folge der Beschränkung des freien
Geld- und Kapitalverkehrs oder aus anderen wirtschaftlichen oder poli-
tischen Gründen verstanden.

• Unter dem Begriff «Übrige Länderrisiken» wird jener Teil der Ausland-
engagements bezeichnet, dessen Werthaltigkeit unabhängig vom
Transfer- und Delkredererisiko von den wirtschaftlichen und politischen
Risikofaktoren eines Landes abhängen, insbesondere die länderbezo-
genen Liquiditäts-, Markt- und Korrelationsrisiken.

Unter Engagements mit Länderrisiko werden Auslandengagements jeder
Art, einschliesslich Eventualengagements, unwiderruflicher Kredit-
zusagen und derivativer Finanzmarktgeschäfte, verstanden, gleichgültig,
ob sie dem Banken- oder dem Handelsbuch zugeordnet werden.

Die Erfassung des Länderrisikos erfolgt nach dem Risikodomizil und
nicht nach dem Domizil des Schuldners. Bei gedeckten Engagements ist
das Risikodomizil unter Berücksichtigung der Sicherheiten zu bestim-
men. Dabei sind die gleichen Grundsätze für die Bestimmung des
Risikodomizils anzuwenden, wie sie für die Risikoverteilungsvorschriften 
(Art. 21e Abs. 2–4 BankV) gelten. 

Kommentar:

Während in den 70er und 80er Jahren die klassische Auslandkreditver -
gabe in Fremdwährung im Vordergrund stand, nehmen heute die
Geschäfte mit Wertpapieren und derivativen Finanzmarktinstrumenten
an Bedeutung zu. Die teilweise Abhängigkeit dieser Geschäfte von den
lokalen Markt- und Wirtschaftsbedingungen sowie die Möglichkeiten
einer lokalen Refinanzierung haben die Bedeutung des übrigen Länder -
risikos verstärkt.

Das übrige Länderrisiko, insbesondere das Länderliquiditätsrisiko, ist als
länderspezifisches Klumpenrisiko analog zum Branchenrisiko zu verste -
hen. Bei der Beurteilung des Risikos von Auslandforderungen ist das
übrige Länderrisiko daher oft integrierter Bestandteil des Gegenpartei -
ratingsystems. Bei den Marktrisiken sind die länderspezifischen Klum -
penrisiken durch die länderweise Risikoberechnung und die Risikoaggre -
gation, sofern risikorelevant, zu berücksichtigen.
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Auslandengagements beinhalten im Prinzip immer Elemente des übrigen
Länderrisikos, während die Währung und die Art und Weise der Refinan -
zierung bestimmen, ob auch noch ein Transferrisiko besteht. So beinhal -
ten Auslandengagements, die in der entsprechenden Lokalwährung
denominiert und refinanziert sind, im allgemeinen nur ein übriges
Länderrisiko. Bei Auslandforderungen in einer für den Schuldner frem -
den Währung kommt das Transferrisiko dazu, ausser es sei hinreichend
sichergestellt und dokumentiert, dass ein solches nicht entstehen kann.

Engagements im Handelsbuch sind von den vorliegenden Richtlinien
grundsätzlich nicht ausgenommen. Sie werden allenfalls bankintern
anders gesteuert und auch in bezug auf die Risikovorsorge anders
behandelt als Engagements im Bankenbuch. Sofern – wo länderrisiko -
mässig relevant – das Management von Marktrisiken, wie z.B. Zinsrisiko,
Währungsrisiko und Aktienkursrisiko, mit Länderlimiten und dem ent -
sprechenden Kontrollsystem organisiert wird, ist es als Teil des Länder -
risikomanagementsystems zu betrachten. Neben den vorliegenden
Richtlinien gelten uneingeschränkt die «Richtlinien für das Risikomana -
gement im Handel und bei der Verwendung von Derivaten» vom 
31. Januar 1996. 

II Risikopolitik

1. Inhalt

Die Risikopolitik umfasst neben der Strategie zur Übernahme von
Länderrisiken die Grundsätze für die Erfassung, Bewirtschaftung und
Kontrolle der Länderrisiken sowie für die organisatorischen Strukturen.

2. Verantwortung

Die Verantwortung für die Risikopolitik beim Länderrisiko liegt beim
Organ für Oberleitung, Aufsicht und Kontrolle, d.h. bei einer Bank in
Form einer Aktiengesellschaft beim Verwaltungsrat. Die Geschäftsleitung
formuliert die Risikopolitik, welche vom Organ für Oberleitung, Aufsicht
und Kontrolle genehmigt und periodisch auf ihre Angemessenheit hin
beurteilt wird. Sie erlässt Vorschriften für die Umsetzung der Risikopolitik
und autorisiert Personen für die Übernahme von Risiken. Die Einhaltung
der internen Vorschriften ist zu überwachen.

3. Mindestanforderung

Länderrisiken müssen in jedem Fall identifiziert, gemessen, beurteilt,
begrenzt und kontrolliert werden. Umfang und Detaillierungsgrad sowie
Systeme und Methoden müssen dem Umfang der Auslandengagements
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und den dabei eingegangenen Risiken angemessen sein. Es ist ein ange-
messenes internes Kontrollsystem (IKS) einzurichten.

Kommentar: 

Fragen des Risikomanagements, insbesondere die grundsätzlichen Ent -
scheidungen über die Risikopolitik und deren regelmässige Überprüfung,
gehören zu den zentralen Führungsaufgaben.

Bei den Personen, die mit der Umsetzung der Risikopolitik im täglichen
Geschäft und mit den Kontrollaufgaben betraut werden, muss die fach -
liche Qualifizierung sichergestellt sein. 

Die Mindestanforderungen (gemäss II/3) für die Risikopolitik, die in den
nachfolgenden Abschnitten weiter erläutert werden, geben nur das
Gerüst vor, das bankintern durch selbst festzulegende Strukturen und
Prozesse zu erfüllen ist. In der Umsetzung gilt es, ein adäquates System
des Länderrisikomanagements zu bestimmen, d.h. ein System, das der
eigenen Risikopositionierung entsprechend eine genügend hohe Präzi -
sion der Steuerung und Kontrolle verspricht.

III Risikoerfassung

1. Risikoidentifikation, -messung und -beurteilung

Jede Bank muss in der Lage sein, länderrisikobehaftete Engagements zu
identifizieren und die Wertentwicklung dieser Engagements zu verfolgen.
Die Beurteilung von Länderrisiken hat bankenindividuell einheitlich und
der tatsächlichen Höhe der Engagements entsprechend zu erfolgen. Als
Basis dafür sind eigenständige Länderrisikoanalysen (z.B. mit der Eintei-
lung der Länder in verschiedene Ratingkategorien) oder anerkannte,
extern verfügbare Länderbeurteilungen notwendig.

Bei Banken mit erheblichen Auslandengagements, die einem wesent-
lichen Länderrisiko ausgesetzt sind, ist periodisch der Einfluss von mög-
lichen Bonitätsverschlechterungen bzw. Zahlungsproblemen einzelner
Länder oder Ländergruppen auf Bilanz und Erfolgsrechnung zu überprü-
fen. Die Ergebnisse sind dem für diese Funktion bezeichneten Leitungs-
organ zur Kenntnis zu bringen.

2. Angemessene Dokumentation

Auslandengagements, deren Risikobeurteilung und, wo erforderlich, die
Ergebnisse regelmässiger Stresstests sind angemessen zu dokumentie-
ren.
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Kommentar:

Zur Risikoidentifikation und -messung gehört zuallererst, dass die Enga -
gementhöhe pro Land risikoadäquat bestimmt wird. Weiter wird das
Risiko dieser Engagements aufgrund eines eigenen oder extern verfüg -
baren Systems der Bonitätsbeurteilung für Länder abgeschätzt. Während
bei Banken mit erheblichem Auslandengagement eine quantitative
Schätzung der Verlusthöhe und der Verlustwahrscheinlichkeit auf Portfo -
liobasis erwartet werden kann, ist bei Banken mit geringem Engagement
eine Beurteilung der Verlusthöhe auf Einzelbasis und eine Einschätzung
der Verlustwahrscheinlichkeit ausreichend. 

Besonders bei Banken mit erheblichem Auslandengagement widerspie -
geln eigene Länderratings oft eine sehr genaue Kenntnis der Länder. Als
Qualitätskontrolle für die eigene Bonitätsbeurteilung und zur Vermei -
dung bankinterner Interessenskonflikte ist es aber unverzichtbar, dass die
eigene Bonitätsbeurteilung mit Einschätzungen extern verfügbarer Län -
derbeurteilungen verglichen und allenfalls grosse Abweichungen erläu -
tert und begründet werden.

Banken mit Länderengagements auf Entwicklungs- und Schwellenländer
müssen die Wirkung extremer Bonitätseinbrüche mittels Stresstests
simulieren, falls dieses mit Bezug auf Eigenmittel und Erfolgsrechnung
erheblich ist.

IV Risikobegrenzung und -vorsorge

1. Limitensystem

Banken mit Auslandengagements müssen über ein adäquates System
von Limiten für die einzugehenden Engagements verfügen. Die Limiten
müssen regelmässig auf die Angemessenheit hin überprüft und dem für
diese Funktion bezeichneten Leitungsorgan zur Genehmigung vorgelegt
werden.

2. Interne Risikokontrolle

Die Banken müssen über adäquate Informationssysteme verfügen, mit
denen die Einhaltung der Länderlimiten überwacht werden kann. Eine
Überschreitung von Limiten muss zeitnah festgestellt werden können
und ein Reporting an übergeordnete Entscheidungsstellen zur Folge
haben. Die mit der Überwachung beauftragten Mitarbeiter der Bank
müssen über ausreichende Fachkenntnisse verfügen und genügend
unabhängig von jenen Personen sein, welche Länderrisikopositionen ein-
gehen.
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3. Bewertung und Risikovorsorge

Aufgrund ihrer Bewertungsgrundsätze nehmen die Banken angemes-
sene Wertberichtigungen für das Länderrisiko ihrer Auslandengage-
ments vor. Die Länderrisiken und die daraus resultierenden Wertberichti-
gungen und Rückstellungen sind so zu erfassen, dass sie durch die Revi-
sionsorgane leicht überprüfbar sind.

Im übrigen entscheiden die Banken auf der Basis ihrer internen Risiko-
modelle und im Rahmen der geltenden Rechnungslegungsvorschriften
selbst über eine allfällige zusätzliche Risikovorsorge (z.B. Schwankungs-
reserve).

Kommentar:

Die Länderlimiten müssen aufgrund rascher Veränderungen der interna -
tionalen politischen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen regel -
mässig auf ihre Angemessenheit hin überprüft werden. Im täglichen
Geschäft muss demgegenüber zeitgerecht sichergestellt werden, dass
die verabschiedeten Länderlimiten nicht überschritten werden. Für all -
fällige Überschreitungen sind Ausnahmeregeln sowie die Kompetenz,
Überschreitungen zu genehmigen, zu definieren. 

Bei der Bewertung der Auslandengagements und der Risikovorsorge
können Unterschiede zwischen Regelungen im Bankenbuch und jenen
im Handelsbuch auftreten. Bei beiden Büchern jedoch gilt, dass die Risi -
kovorsorge auch den Diversifizierungsgrad des gesamten Portefeuilles in
Betracht ziehen kann.

Wertberichtigungen, die das betriebswirtschaftlich notwendige Mass
übersteigen, gelten als stille Reserven. In der Konzernrechnung sind
diese nicht zugelassen. Im Rückstellungsspiegel des Einzelabschlusses
sind sie zusammen mit den «übrigen Rückstellungen» auszuweisen.

Eine zusätzliche Risikovorsorge kann in Form von Schwankungsreserven
gebildet werden, sofern die durch die RRV festgelegten Voraussetzungen
dazu erfüllt werden.

V Reporting und Offenlegung

1. Reporting

Die Länderrisikoengagements sowie die Erläuterungen für grosse Abwei-
chungen zwischen den eigenen Bonitätsklassen und den Einschätzungen
extern verfügbarer Länderbeurteilungen sind Teil des Risikoreportings
der Bank. Sie sind regelmässig im Rahmen dieses Reportings, minde-
stens aber auf die Abschlusstermine hin, an das Organ für Oberleitung,
Aufsicht und Kontrolle oder an ein von ihm bestimmtes Gremium zu rap-
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portieren. Ausserordentliche Veränderungen werden unverzüglich rap-
portiert.

2. Offenlegung

Im Geschäftbericht sind die Auslandengagements nach Bonität der Län-
dergruppen gegliedert zu veröffentlichen, falls es für die Beurteilung der
Vermögens- und Ertragslage der Bank wesentlich ist. Das dabei verwen-
dete Ratingsystem ist zu erläutern. Eine Anlehnung an international übli-
che Standards wird empfohlen.

Kommentar:

Falls risikorelevant sind Auslandengagements nach Risikodomizil, geord -
net nach Bonität von Ländergruppen, im Anhang des Geschäftberichts
auszuweisen. Die verwendete Bonitätseinstufung ist zu erklären. Der
Ausweis nach Risikodomizil ist nicht zu verwechseln mit der Offenlegung
nach Schuldnerdomizil (Tabelle J). 

VI Revision

1. Interne Revision

Die Interne Revision überprüft insbesondere die Einhaltung der Risiko-
politik, das Risikomanagement und die Überwachung der Länderrisiken.

2. Externe Revision

Die bankengesetzlichen Revisionsstellen prüfen die Einhaltung dieser
Richtlinien. Dabei stützen sie sich nach den Grundsätzen des Berufsstan-
des soweit wie möglich und zweckmässig auf die Arbeiten der Internen
Revision ab. Sie halten das Prüfungsergebnis im bankengesetzlichen
Revisionsbericht fest.

VII Inkrafttreten

Die Richtlinien wurden am 4. September 1997 vom Verwaltungsrat der
Schweizerischen Bankiervereinigung verabschiedet und treten auf den
31. Dezember 1997 in Kraft. Es besteht eine Übergangsfrist bis zum 
1. Januar 1999, während derer das bisherige Rundschreiben EBK-RS 92/4
«Länderrisiko» angewandt werden darf.

Basel, im November 1997

SCHWEIZERISCHE BANKIERVEREINIGUNG
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